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Allokation & Verteilung



These: 

Die Ausweitung des Welthandels stellt so lange kein 
sozioökonomisches Problem dar, so lange sie durch eine 
entsprechende Wirtschaftspolitik begleitet und 
abgefedert wird

ÁVerlierer einer neuen Ressourcenallokation im Rahmen 
der Globalisierung können entschädigt werden.

ÁWenn die Gewinner der Globalisierung nach 
vollständiger Entschädigung immer noch etwas von 
ihrem Gewinn haben, dann zahlt sich Freihandel aus. 
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Heiner Flassbeck
Post-Keynesianer

Paul Krugman
Neu-Keynesianer

Gabriel Felbermayr
Neoklassiker



ÁFreihandel ist Anreiz zu merkantilistischer Politik der 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 

ÁDiese wirtschaftspolitische Orientierung konterkariert 
das Ziel der Vollbeschäftigung (Flassbeck) und der 
Umverteilung (Felbermayer, Krugman) 

ÁLiberalisierung aus der Vergangenheit, kann in der 
Gegenwart politischen Spielraum limitieren 

üEs gibt keine Unabhängigkeit von Allokation und 
Verteilung 
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Ök.Freiheit Perspektive dem. Steuerung MöglicheFolgen

Freihandel

Investitions-
freiheit

Personen-
freizügigkeit

Kapital-
freizügigkeit

Kontrollverlust über tarifliche, 
soziale und ökologische 
Produktionsstandards der 
Importen

¶ Lohndumping            
¶ Sozialdumping 
¶ Ökologisches Dumping 
¶ Arbeitslosigkeit  

Kontrollverslust über Standort 
der Wertschöpfung und deren 
Besteuerung  

¶ Arbeitslosigkeit  
¶ Steuerausfall 
¶ Steuerwettbewerb 

Kontrollverlust über die Größe 
der industriellen Reservearmee 

¶ Lohndumping
¶ Arbeitslosigkeit

Kontrollverlust über Besteuerung 
der Erträge heimischer 
Wirtschaftssubjekte  

¶ Steuerflucht
¶ Steuerhinterziehung 



Á Umso wichtiger der Außenhandel umso stärker die 
Diskursmacht jener Kräfte die einen Rückzug des staatlicher 
(demokratischer) Lenkung prinzipiell ablehnen.

Á Skeptiker demokratischer Steuerung möchten politischen 
Raum einschränken  

Á Umdeutung der Volkswirtschaft in ein Unternehmen, dass 
seine Güter am Weltmarkt absetzen muss. 

ÁWettbewerbsfähigkeit und die Degradierung eines 
Gemeinwesens zum Standort sind die wirksamsten 
rhetorischen Figuren jener Akteure, auf deren Agenda eine 
Limitation staatlichen Handelns ganz oben steht
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Die Welt, 23.06. 2014

α²ƛǊ können uns weder Stillstand noch 
Bequemlichkeit angesichts der internationalen 
Konkurrenz leisten. Wie lange kann und will es 
sich dieses Land noch leisten(...) gut 120 
Milliarden in den Haushalt der Ministerin für 
Arbeit und Soziales zu pumpenΚά

Wolfgang Steiger, General-
sekretärdes CDU-Wirtschaftsrates

Prof. Fritz Breuss, WU Wien

αHöhere Sozialstandards in 
Europa sind mit hohen Lohnnebenkosten und 
damit mit sinkender internationaler 
Wettbewerbsfähigkeit gegenüber Ländern 
verbunden, die niedrigere Sozialstandards 
ŀǳŦǿŜƛǎŜƴΦά

Wifo, 2006

https://www.welt.de/debatte/kommentare/article129354431/Der-aufgeblaehte-Sozialstaat-macht-uns-traege.html
http://fritz.breuss.wifo.ac.at/Breuss_Intern_Wettbewerbsfaehigkeit_AEI_2006.pdf
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α5ƛŜ hohen Lohnkosten müssten sinken, um 
die Wettbewerbsfähigkeit zu ǎǘŅǊƪŜƴά

Die Welt, 06.10.2015

Christoph Schröder, Institut 
der deutschen Wirtschaft

Walter Koren, Außenwirtschaftschef 
der Wirtschaftskammer Österreich

α5ƛŜ ¦ƴǘŜǊƴŜƘƳŜƴ ƳǸǎǎŜƴ ŀǳŦǇŀǎǎŜƴΣ Řŀǎǎ ǎƛŜ 
nicht an Wettbewerbsfähigkeit verlieren. Die 
Lohnstückkosten in der deutschen Industrie 
liegen ein Siebtel höher als noch нллтά

Wirtschaftsblatt, 18.08.2015

https://www.welt.de/wirtschaft/article114788492/Warum-hohe-Loehne-zu-einer-Gefahr-werden-koennen.html
http://wirtschaftsblatt.at/home/nachrichten/newsletter/4802008/Aussenwirtschaft_Wettbewerbsfaehigkeit-durch-Lohnkosten-belastet
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"Falsche Energie- und klimapolitische 
Rahmensetzungen dürfen die Perspektiven der 
Stahlindustrie in Deutschland nicht ƎŜŦŅƘǊŘŜƴά

Quelle, Kleine Zeitung, 26.02. 2015

Eder, äußerte Zweifel, ob es in 20 Jahren noch 
aktive Hochöfen in Europa geben wird. Vor 
allem die Energiekosten samt des geplanten 
verschärften Handels mit CO2-
Emissionszertifikaten gefährde die 
Wettbewerbsfähigkeit in Europa.

Wolfgang Eder, Präsident 
Weltstahlverband

Hans Jürgen Kerkhoff, Präsident der 
Wirtschaftsvereinigung Stahl

http://www.kleinezeitung.at/wirtschaft/4672558/VoestChef-warnt-vor-Ende-der-Stahlindustrie-in-Europa
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Kurier, 02.08.2014

α²ǸǊŘŜ Österreich in Richtung Vermögenssteuernhineinstoßen, 
nehmen das international die Investoren wahr und sie machen sich ihren 
Reim darauf, welches Klima auf dem Kapitalmarkt hier herrscht. Dann 
ŦƭƛŜǖŜƴ LƴǾŜǎǘƛǘƛƻƴŜƴ Ƙŀƭǘ ǿƻŀƴŘŜǊǎ ƘƛƴΦά

Die Pläne für eine Novelle der Erbschaftssteuerdrohten zum 
αLƴǾŜǎǘƛǘƛƻƴǎƪƛƭƭŜǊά Ȋǳ ǿŜǊŘŜƴΦ 5ŀǎ ƎŜƘŜ Ǿƻƭƭ ȊǳƭŀǎǘŜƴ ŘŜǊ 
Wettbewerbsfähigkeit der Familienbetriebe

ZVW, 19.01.2016

Christian Lindner, FDP

Wiener-Börse-Vorstand 
Michael Buhl

Die FTTschwächt die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in 
Europa gegenüber Konkurrenten aus Ländern, deren Risikoabsicherung  
nicht steuerlich belastet wird 

BDI, DIHK, Bankenverband etc., 08.12.2015

α5ƛŜ .ǳƴŘŜǎǊŜƎƛŜǊǳƴƎ Ƴǳǎǎ ǎƛŎƘ ƧŜǘȊǘ ōŜƛ ŘŜǊ bŜǳƻǊŘƴǳƴƎ ŘŜǊ 
Besteuerungsrechte dafür einsetzen, unsere Unternehmenim globalen 
Wettbewerb zu stärken und damit auch inländische Arbeitsplätze zu 
ǎƛŎƘŜǊƴάΣ VCI, 13.12.2015

Ulrich Grillo, Präsident BDI

https://kurier.at/wirtschaft/boerse-chef-privatisieren-statt-neuer-steuern/78.024.633
http://www.zvw.de/inhalt.waiblingen-fdp-vorsitzender-christian-lindner-bei-stihl-erbschaftssteuer-abschaffen.d0808df2-bf79-4068-83af-015d1834eaac.html
http://www.arbeitgeber.de/www/arbeitgeber.nsf/res/StN_Achterrunde_FTT.pdf/$file/StN_Achterrunde_FTT.pdf
https://www.vci.de/presse/pressemitteilungen/steuerlast-fuer-deutsche-unternehmen-waechst-stetig-bdi-vci-studie-zur-steuerbelastung.jsp


Á Lobbysdie das Partikularinteressen zu Allgemeininteressen 
erklären (Pharma-, Mineralöl-, Waffen-, Atom-, Glücksspiel-, 
Automobil- und Finanzindustrie)

Á Konzerneund Vermögendedie Steuerflucht, Gewinnverschiebung 
oder Steuerhinterziehung betreiben u. steuerliche 
Gleichbehandlung von Kapital & Arbeit ablehnen

ÁMedienkartelledie im Zweifel den Eigentümerinteressen 
verpflichtet sind 

ÁMarktliberale, die all diese Machtkonzentrationen als Freiheit ggü. 
ŘŜƳ ǾŜǊƳŜƛƴǘƭƛŎƘ αƎǊǀǖŜǊŜ aƻƴǎǘŜǊ {ǘŀŀǘά ƛŘŜƻƭƻƎƛǎŎƘ 
rechtfertigen

Á Konzerne, Vermögende und Marktliberale in Parteien, Think Tanks 
und Unternehmensverbänden, die aus Eigeninteresse und/oder 
Überzeugung agieren

12



ÁReduktion staatlicher (= demokratischer) Einflussnahme 
auf die soziale und ökologische Regulierung der 
Gesellschaft

ÁReduktion zivilgesellschaftlicher Einflussnahme auf die 
soziale und ökologische Regulierung der Gesellschaft 
(Gewerkschaften, Verbände, bDhΨǎetc.)

ÁMarktkonforme Demokratie: Unterordnung 
demokratischer Regulierung unter Marktkräfte 
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Reale Machverschiebung 
unter Bedingungen 
merkantilistischer 
Standortkonkurrenz
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DiskursiveMachverschiebung 
unter Bedingungen 
merkantilistischer 
Standortkonkurrenz

Wirtschaftspolitik nicht
unabhängig von Freihandel, 
und Umverteilung nicht 
unabhängig von Allokation 
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Primat der Politik



αEntgegen immer wieder erhobenen Behauptungen ist die Globalisierung kein 
unabwendbares Naturgesetzά

Freihandel konfliktärmit Humanität, Freiheit und Verteilungsgerechtigkeit.   

αDurch die Marktkonzentrationbekommen immer größere Konzerne immer 
mehr Einfluss auf die Politik, was sich in Form des verbreiteten Lobbyismusund 
der ǳƴǾŜǊōƭǸmten, demokratiewidrigen Einflussnahme auf die Gesetzgebung, 
besonders auf unionseuropäischer Ebene, beobachten lässt.ά

αDie patriotischen Grundsätze ōŜƎǊǸnden(...) einen absoluten und eindeutigen 
Interessensvorrang des eigenen Volkes und des eigenen Staates. Die Wirtschaft 
hat ŦǸr den Staat und das Volk die materiellen Grundlagen ŦǸr eine gedeihliche 
Entwicklung und ein angemessenes Leben im Wohlstand zu besorgen.ά
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Handbuch freiheitlicher Politik, 
4. Auflage 2013



Á Verstaatlichung von Banken und 
Schlüsselindustrie

Á Protektionismus im 
Außenhandel

Á[Ŝ tŜƴ ŀƴ aŜǊƪŜƭΥ α{ǇŀǊǇƻƭƛǘƛƪ 
ǿƛǊŘ Ȋǳ 9ȄǇƭƻǎƛƻƴ ƛƴ 9¦ ŦǸƘǊŜƴά 

Á Zentralbankfinanzierung der 
Staatsverschulung statt 
Austerität
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Marine Le Pen



Á Politik korrigieren, die die 
polnische Wirtschaft für das 
globale Kapital geöffnet hat 
und stattdessen neue 
Spielregeln mit 
internationalen Banken und 
Konzernen aushandeln 

Á Einführung Bankensteuer
Á Erhöhung des 

Renteneintrittsalters 
rückgängig machen
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Á Nationalisierung der privaten 
Pensionskassen

Á Sondersteuer auf ausländische 
Banken und Handelsketten

Á Einschränkung der 
Zentralbankautonomie

Á Zwangsumwandlung von 
Fremdwährungskrediten in Forint 

ÁOrbánƎƛƭǘ αŀƭǎ ±ŜǊŦŜŎƘǘŜǊ ŘŜǎ 
Primats der Politik über die 
Wirtschaft und des Staats über die 
aŅǊƪǘŜά όLéotard2014)
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Victor Orban

http://monde-diplomatique.de/artikel/!366268



